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vieh — vom 15. Oktober 1975 (GBl.-Sdr. Nr. 808) festgelegt. 
Die darin genannten Erzeugerpreise gelten gemäß § 2 der 
AO auch für den Handel der „sonstigen Tierhalter“ — also 
auch der Bürger untereinander — mit Pferden. Die Erzeu­
gerpreise sind Höchstpreise (§3 Abs. 2 der AO). Aus dem 
Inhalt und Zweck dieser Rechtsvorschrift — Gewährlei­
stung stabiler Preise beim Handel mit Zucht- und Nutz­
vieh — folgt, daß die in der AO genannten Höchstpreise 
auch von solchen Verkäufern eingehalten werden müssen, 
die, wie der Verklagte, nicht selbst Züchter der Tiere sind.

Im vorliegenden Fall wurde gemäß § 12 Ziff. 5 und 8, 
letzter Absatz der AO Nr. Pr. 143 für das strittige Tier — 
ein sog. Gebrauchspferd — ein Höchstpreis von 600 M er­
mittelt. Da das Pferd zum Zeitpunkt des Abschlusses des 
Kaufvertrags schon über 14 Jahre alt war, war kein höhe­
rer Preis zulässig.

Dem Kreisgericht ist ferner darin zu folgen, daß der von 
den Prozeßparteien geschlossene Kaufvertrag mit dem zu­
lässigen Kaufpreis wirksam ist (vgl. § 68 Abs. 2 Satz 2 
ZGB). Die Vereinbarung eines über 600 M hinausgehenden 
Kaufpreises ist nichtig. Dagegen beruht die Rechtsauffas­
sung des Kreisgerichts, der Kläger sei nicht berechtigt, den 
gezahlten Überpreis zurückzufordem, da er bewußt einen 
höheren als den zulässigen Preis gezahlt hat, auf einem 
Rechtsirrtum.

Entgegen der Ansicht des Kreisgerichts hat grundsätz­
lich jeder Käufer gemäß § 69 Abs. 1 ZGB einen Anspruch 
auf Rückzahlung des geleisteten Überpreises nach den Be­
stimmungen über die Rückgabe von unberechtigt empfan­
genen Leistungen (§§356, 357 ZGB). Der Rückforderungs­
anspruch ist bei einem bewußten Preisverstoß nur insoweit 
ausgeschlossen, als der Überpreis auf Antrag des Staats­
anwalts vom Gericht oder aber durch das zuständige staat­
liche Organ eingezogen wird (vgl. W. H u r i b e c k ,  An­
merkung zum Urteil des BG Karl-Marx-Stadt vom 8. Juli 
1976 - 4 BZB 94/76 - [NJ 1976, Heft 21, S. 657] und OG, 
Urteil vom 31. März 1977 - 2 OZK 20/77 - [NJ 1977, 
Heft 15, S. 520]).

Im vorliegenden Fall hat der Kläger in der mündlichen 
Verhandlung vor dem Kreisgericht erklärt, daß er den 
Preis von 3 200 M bezahlt habe, obwohl er wußte, daß die­
ser mindestens um 1 000 M überhöht ist. Der Kläger wußte 
somit bereits beim Abschluß des Kaufvertrags, daß der 
von ihm geforderte Kaufpreis zu hoch war. Das gleiche 
Wissen muß auch beim Verklagten bestanden haben, zu­
mal dieser früher als Pferdehändler tätig war und auch 
nach Aufgabe dieser Tätigkeit noch Pferde erworben und 
verkauft hat.

Bei dieser Sachlage — Vorliegen einer bewußten Preis­
überschreitung durch beide Vertragspartner — war .das 
Kreisgericht gemäß § 32 Abs. 2 ZPO verpflichtet, den 
Staatsanwalt zu informieren, damit dieser die Stellung 
eines Einziehungsantrags (§ 69 Abs. 2 ZGB) prüfen kann 
(vgl. OG, Urteil vom 27. Oktober 1977 - 2 OZK 32/77 -). 
Das wird es unabhängig davon nachzuholen haben, daß 
der Generalstaatsanwalt der DDR am Kassationsverfahren 
mitgewirkt hat.

Soweit der Verklagte im Kassationsverfahren Verjäh­
rung des Anspruchs eingewandt hat, kann dem nicht ge­
folgt werden. Nach § 477 Abs. 1 Ziff. 2 ZGB ist die Verjäh­
rung für die Zeit von der gerichtlichen Geltendmachung 
des Anspruchs bis zur rechtskräftigen Entscheidung ge­
hemmt. Da mit der Kassation die Rechtskraft des Urteils 
des Kreisgerichts aufgehoben und das Verfahren somit in 
den Stand vor Erlaß dieser Entscheidung zurückversetzt 
worden ist, bleibt die Verjährung des Anspruchs nach wie 
vor gehemmt.

In der erneuten Verhandlung wird das Kreisgericht 
insbesondere den im Kassationsverfahren vorgetragenen 
Einwand zu prüfen haben, daß der Verklagte aus dem er­
haltenen Überpreis keine Vorteile mehr habe (§ 357 Abs. 1 
ZGB). Es wird aufzuklären haben, wofür der Verklagte 
das Geld verwendet hat. Sollte er in Unkenntnis des in

Wirklichkeit unberechtigt erlangten Vorteils Ausgaben ge­
tätigt haben, die er sich normalerweise nicht geleistet 
hätte, und ist für diese auch kein entsprechender Gegen­
wert in sein Vermögen eingeflossen, kann das dafür spre­
chen, daß eine Bereicherung bzw. ein Vorteil nicht mehr 
gegeben ist. Nach den bisherigen Feststellungen hat aller­
dings der Verklagte gewußt oder mußte auf Grund seiner 
früheren Berufserfahrungen zumindest gewußt haben, daß 
er die Leistung ohne Anspruch erlangt hat (§357 Abs. 2 
Satz 1 ZGB).

Die Kosten des Verfahrens werden dem Verklagten ge­
mäß § 174 Abs. 2 ZPO in vollem Umfang aufzuerlegen sein. 
Dies ist nach den festgestellten Umständen selbst dann 
gerechtfertigt, wenn die Klage infolge Entreicherung des 
Verklagten abgewiesen werden sollte. Bei dem Verklagten 
handelt es sich um einen mit dem Pferdehandel vertrau­
ten Bürger, der um so sorgsamer die einschlägigen gesetz­
lichen Bestimmungen zu beachten hatte.

Durch die Aufhebung des Urteils des Kreisgerichts enf> 
fällt die Grundlage für den Kostenfestsetzungsbeschluß des 
Sekretärs des Kreisgerichts, weshalb diese Entscheidung 
ebenfalls aufzuheben war. Das gleiche trifft auch für den 
Beschluß des Kreisgerichts vom '20. September 1978 und 
den Beschluß des Bezirksgerichts vom 17. Oktober 1978 
zu. Es erscheint allerdings erforderlich, noch auf folgendes 
hinzuweisen:

Die in den beiden letztgenannten Entscheidungen ver­
tretene Rechtsauffassung ist unrichtig. Dem Kreisgericht 
und dem Bezirksgericht ist zunächst zwar darin zuzustim­
men, daß notwendige erstattungsfähige Rechtsanwaltsko­
sten i. S. der §§ 164 Abs. 3, 178 ZPO im allgemeinen nur 
die Kosten eines Rechtsanwalts sind, der im Bereich des 
Prozeßgerichts ansässig ist. Die Kosten eines auswärtigen 
Rechtsanwalts sind nur insoweit erstattungsfähig, als seine 
Zuziehung zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung not­
wendig war (vgl. OG, Urteil vom 6. Mai 1975 — 1 ZzF 
10/75 - NJ 1975, Heft 16, S. 495; OGZ Bd. 14 S. 227). Dabei 
ist jedoch zu beachten, daß jede Prozeßpartei berechtigt 
ist, unter mehreren Rechtsanwälten denjenigen auszuwäh­
len, zu dem sie besonderes Vertrauen hat und den sie für 
die beabsichtigte Rechtsverfolgung bzw. Rechtsverteidi­
gung am besten geeignet hält. Falls am Sitz des Prozeß­
gerichts mehrere Rechtsanwälte ansässig sind, ist die be­
treffende Prozeßpartei in der Lage, unter diesen Anwälten 
eine Auswahl zu treffen. In einem solchen Fall sind 
Rechtsanwaltskosten nur in der Höhe notwendig und er­
stattungsfähig (§§ 164 Abs. 3, 178 ZPO), wie sie ein am Sitz 
des Prozeßgerichts ansässiger Rechtsanwalt geltend ma­
chen könnte. Ist jedoch — wie im vorliegenden Fall — am 
Sitz des Kreisgerichts nur ein Rechtsanwalt ansässig, so 
folgt aus dem Grundsatz der freien Anwaltswahl, daß 
auch die Reisekosten, Tage- und Abwesenheitsgelder 
(§§ 78 f. RAGO) eines anderen in der Nähe des Prozeß­
gerichts ansässigen Rechtsanwalts erstattungsfähig sind 
(vgl. BG Suhl, Beschluß vom 19. Oktober 1967 — 3 BFR 
41/67 — mit zustimmender Anmerkung von G. H e j h a 1 
in NJ 1968, Heft 5, S. 157 f.). Da es sich bei der Stadt G. um 
eine in der Nähe von B. liegende Kreisstadt handelt, wä­
ren das vom Prozeßbevollmächtigten des Verklagten in 
Ansatz gebrachte Abwesenheitsgeld und die Fahrtkosten 
im Fall der Kostenpflicht des Klägers gemäß §§ 164 Abs. 3, 
178 ZPO erstattungsfähig gewesen.

Die Beschlüsse des Kreisgerichts und des Bezirksgerichts 
wären somit in jedem Fall unzutreffend.

In Übereinstimmung mit dem Antrag des General­
staatsanwalts der DDR waren aus den dargelegten Grün­
den das Urteil des Kreisgerichts und die auf ihm beruhen­
den Beschlüsse auf den Kassationsantrag wegen Verlet­
zung von §§69, 356 ZGB; §32 Abs. 2 ZPO gemäß §162 
ZPO aufzuheben. Die Sache war zur erneuten Verhand­
lung an das Kreisgericht zurückzuverweisen, während 
die weiteren Entscheidungen infolge der Aufhebung des 
Urteils des Kreisgerichts ersatzlos aufzuheben waren.


